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Auf Grund der immer enger werdenden Verflechtungen und Abhängigkeiten zwischen den 
Industrienationen des globalen Nordens und den sogenannten Entwicklungsländern im 
globalen Süden1, kommt der Entwicklungspolitik eine wichtige Rolle für eine global nach-
haltige Entwicklung zu. Dies wird auch durch die Forderung nach einer globalen Partner-
schaft für die universellen und die ganze Welt betreffenden 17 nachhaltigen Entwicklungs-
ziele (SDG) der Agenda 20302 deutlich. Nicht nur der Bund, auch die Länder sind dabei 
wichtige Akteure: „aufgrund ihrer Zuständigkeiten, lokalen Expertise und ihrer Nähe zu 
wichtigen Akteuren sowie ihrer jahrelangen Erfahrungen mit der Umsetzung von Nachhal-
tigkeits- und Entwicklungspolitik auf sub-nationaler Ebene ist ihr Beitrag wichtig und not-
wendig, um den Bund bei Maßnahmen zur Umsetzung der 2030-Agenda zu unterstützen.“ 3 
Auch die Ministerpräsidentenkonferenz konstatiert: „Die Länder haben bereits in der Ver-
gangenheit einen wichtigen Beitrag zum Nachhaltigkeitsprozess und zur Erreichung der 
bisherigen Millennium Development Goals geleistet. Sie sind gewillt, dies mit Blick auf die 
Umsetzung der SDGs in Deutschland und auch im internationalen Kontext fortzuführen.“4

„Seit 1996 bekennt sich der Freistaat Thüringen mit den „Leitlinien der Thüringer Entwick-
lungszusammenarbeit“ zu seiner entwicklungspolitischen Verantwortung und zur Gestal-
tung einer Politik im Sinne global nachhaltiger Entwicklung5“ und 2018 wurden diese Leit-
linien gemeinsam mit Thüringer entwicklungspolitischen Akteur*innen fortgeschrieben. 
Diese Leitlinien sollen das „Bemühen, das Thema Entwicklungspolitik stärker in der Lan-
despolitik zu verankern und politische Planungsprozesse auf die Ziele der ‚Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung‘ der Vereinten Nationen auszurichten6“ widerspiegeln.

Dieses regelmäßig erneuerte und erweiterte Bekenntnis der Landesregierung(en) und des 
Thüringer Landtages zu einer global nachhaltigen Politik in Thüringen7 spiegelt sich jedoch 
andererseits nicht in den – auch für die Bundesländer verpflichteten – öffentlichen Ausga-
ben für Entwicklungszusammenarbeit, die als Official Development Assistance (ODA) be-
zeichnet werden, wider8. Im Zeitraum 2012–2017 war Thüringen bei den ODA-Leistungen 
ohne Studienplatzkosten mit 121.000 EURO (2017) Schlusslicht und bei den ODA-Leistun-
gen mit Studienplatzkosten mit 32,3 Mio. EURO (2017) auf Platz 10 im Gesamtvergleich 
der Länder. Diese Ausgaben entsprachen 2017 rund 0,05 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP 
von Thüringen 2017: 62,1 Mrd. EURO9). Bezogen auf die Bevölkerungszahl leistet Thürin-
gen bei den Studienplatzkosten für Studierende aus Ländern des globalen Südens einen 
vergleichsweise guten Beitrag, bei den ODA-Leistungen im engeren Sinne wäre allerdings 
eine Zielmarke von mind. 250.000 EURO vergleichbar mit den anderen Bundesländern. Für 
die Einhaltung des sogenannten 0,7 % Ziels wären 2017 in Thüringen ODA-Leistungen von 
435 Mio. EURO nötig gewesen.

1 WIR FRAGEN SIE DAHER:

1. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass die Entwick-
lungspolitischen Leitlinien Thüringens und der Beschluss des Thüringer Landtags vom 
01.02.2019 Global nachhaltige Entwicklung in Thüringen stärken10 umgesetzt werden?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

2. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass Partnerschaf-ten 
des Freistaats Thüringen, der Thüringer Kommunen und der Zivilgesellschaft mit 
Regionen und Kommunen im globalen Süden11 auf- und ausgebaut sowie die 
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen der Thüringer Entwicklungspartnerschaften 
gestärkt werden? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

3. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass bis 2024 die 
ODA-Leistungen Thüringens auf 0,7 % erhöht werden?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

ENTWICKLUNGSPOLITISCHE  
VERANTWORTUNG UND GESTALTUNG 
EINER POLITIK  
IM SINNE GLOBAL 
NACHHALTIGER ENTWICKLUNG
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Die globale Gesellschaft verantwortungsvoll für die eigene und für die nachfolgenden Ge-
nerationen zu gestalten – dazu tragen die Bildungskonzepte des Globalen Lernens und der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) bei. Globales Lernen und BNE sind im SDG 4.712 
Bestandteil der Agenda 2030 und im UNESCO Global Action Programme on Education for 
Sustainable Development oder der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie verankert.

Auch in Thüringen finden seit über 25 Jahren Bildungsveranstaltungen des Globalen Ler-
nens und der BNE in Kindergärten, Schulen, Hochschulen und anderen Bildungsinstitu-
tionen statt. Diese werden meist vom EWNT und seinen Mitgliedern sowie zahlreichen 
anderen zivilgesellschaftlichen Akteur*innen angeboten, die zum Teil in der Landesar-
beitsgemeinschaft Bildung für nachhaltige Entwicklung Thüringen zusammengeschlossen 
sind.13 Qualitativ hochwertige Bildungsarbeit benötigt professionelle Rahmenbedingun-
gen, regelmäßigen Austausch und Vernetzung sowie Qualifizierungsangebote und kann 
daher nicht im Ehrenamt allein geleistet werden. Das bundesweite Eine Welt-Promotor*in-
nen-Programm14, an dem sich der Freistaat Thüringen seit 2016 beteiligt, bietet diesen Rah-
men. Doch bedarf es neben einem Ausbau des Programms auf mögliche fünf Vollzeitstel-
len eine zuverlässige finanzielle Förderung für die Durchführung von Veranstaltungen des 
Globalen Lernens und BNE. Nur so lässt sich den Erwartungen an die Bildungsarbeit, eine 
zentrale Rolle beim gesellschaftlichen Wandel für eine nachhaltige Entwicklung zu spielen, 
auch finanziell Rechnung tragen. 

Bildung als Schlüssel zur einer global nachhaltigen Entwicklung ist eine der zentralen Kern-
kompetenzen der Länder. Daher bekannte sich der Thüringer Landtag und die Thüringer 
Landesregierung wiederholt zur Umsetzung von Globalem Lernen und BNE – so auch mit 
der Erarbeitung eines Thüringer Aktionsplan „Bildung für Nachhaltige Entwicklung 2015–
2019 (ThAp BNE)15. Dieser Aktionsplan, der aufzeigen soll, „wie BNE in den unterschiedli-
chen Bildungsbereichen bisher verankert wurde“ enthält ebenso „Schlussfolgerungen aus 
den bisherigen Aktivitäten […], um damit Empfehlungen für künftige Vorhaben geben zu 
können“. Für die künftige Ausrichtung und institutionelle Einbindung von Globalem Lernen 
und BNE in Thüringen soll die Zusammenarbeit von Landesregierung und Zivilgesellschaft 
bei der Erarbeitung des ThAp BNE fortgeführt werden und die bisherigen Schlussfolgerun-
gen in einen Aktionsplan BNE 2020–2024 einfließen.

2 BILDUNG  
FÜR  
GLOBALE  
BÜRGER*INNEN

WIR FRAGEN SIE DAHER:

4. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass die Thüringer Eine 
Welt-Vereine mit einem „Landesförderprogramm Globales Lernen und BNE“ 
gestärkt werden und wird sich DIE LINKE für die Fortführung und den Ausbau des 
Eine Welt-Promotor*innen-Programms einsetzen?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

5. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl für einen weiteren Thüringer Ak-
tionsplan Bildung für nachhaltige Entwicklung 2020–2024, der gemeinsam mit der 
Zivilgesellschaft erarbeitet wird einsetzen? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?
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Im Nationalen Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte heißt es: „Die verantwortungs-
volle Gestaltung einer nachhaltigen und erfolgreichen Weltwirtschaft ist für Deutschland 
von besonderer Bedeutung. Wenige Staaten sind wirtschaftlich so stark international ver-
flochten wie die Bundesrepublik Deutschland. […] Die zunehmende Vernetzung deutscher 
Unternehmen in globalen Liefer- und Wertschöpfungsketten bietet dabei Chancen und 
Herausforderungen zugleich: neue Märkte und Produktionsstätten werden erschlossen 
und so Arbeitsplätze und Wohlstand geschaffen. Dabei können aber auch Risiken durch In-
transparenz und die oft mangelhafte Durchsetzung von Menschenrechten, Arbeits-, Sozial- 
und Umweltstandards entlang der Liefer- und Wertschöpfungsketten global agierender 
Unternehmen entstehen. Dies gilt insbesondere für die Produktion in Entwicklungs- und 
Schwellenländern, aber auch in Deutschland.“16 Das freiwillige Engagement von Unterneh-
men hat bisher jedoch nicht ausgereicht, um ökologische, soziale und menschenrechtliche 
Standards im Zusammenhang mit ihrer Geschäftstätigkeit wirksam durchzusetzen, wes-
halb es ordnungspolitische Maßnahmen, aber auch Marktanreize braucht. 

Hierbei kommt auch den Ländern eine spezifische Verantwortung bei der Gestaltung einer 
verantwortungsvollen Wirtschaftspolitik im Sinne global nachhaltiger Entwicklung zu. So 
verfügt die öffentliche Hand mit einem Anteil von mindestens 16 % des BIP17 über einen 
wirksamen Hebel, um eine ökologisch und sozial verantwortliche Produktion voranzubrin-
gen. In Thüringen wurden, in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Normen der EU und 
des Bundes, in dem 2019 verabschiedeten „Gesetz zur Änderung des Thüringer Vergabe-
gesetzes und anderer haushaltsrechtlicher Vorschriften“18 die fakultativen Regelungen zur 
Berücksichtigung umweltbezogener und sozialer Aspekte beibehalten. Das bedeutet, dass 
die Landesregierung und -behörden, aber auch Kommunen ihre Ausschreibungen so gestal-
ten dürfen, dass für Kinderarbeit, moderne Sklaverei, sexuelle Ausbeutung, Lohndumping 
oder die Verwehrung demokratische Mitbestimmung am Arbeitsplatz keine öffentlichen 
Gelder verwendet werden. Trotz dieser bereits seit 2011 bestehenden fakultativen Regelung 
haben lediglich rund 41 % der Thüringer Kommunen bei mindestens einer Beschaffung öko-
logische und/oder soziale Kriterien bei der Vergabe berücksichtigt.19 Verlässliche Zahlen zur 
Beschaffung durch die Landesregierung und -behörden liegen nicht vor, aber es gibt bisher 
auch keine Verwaltungsvorschriften, oder Leitfäden zur nachhaltigen Beschaffungen wie 
in anderen Ländern.20 Dabei könnte gerade hier der Freistaat Thüringen eine strategische 
Steuerungsfunktion und Vorbildfunktion zur Erreichung der globalen Nachhaltigkeitsziele 
der Agenda 2030 - insbesondere des SDG 12.721 einnehmen. 

3 WIRTSCHAFT  
UND  
ENTWICKLUNG

Im letzten Sonderbericht „Klimawandel und Landsysteme“ des Intergovernmental Panel 
on Climate Change (IPCC) haben die Wissenschaftler des Weltklimarats gezeigt, wie sich 
unsere Landnutzung auf Treibhausgasemissionen und Klimasystem auswirken, aber auch, 
wie wir der Erderwärmung am geeignetsten entgegenwirken können. „Nachhaltiges Land
management, einschließlich nachhaltiger Forstwirtschaft, kann Landdegradierung verhin-
dern und verringern, die Produktivität von Landsystemen aufrechterhalten und manch-
mal die negativen Folgen des Klimawandels auf die Landdegradierung umkehren“, heißt 
es in dem Bericht. Weiter: „Das gesamte technische Minderungspotenzial aus Ackerbau 
und Tierhaltung sowie der Agroforstwirtschaft wird auf 2,3-9,6 Gt CO2 Äq pro Jahr bis 
2050 beziffert.“ Dies wäre weit mehr als Deutschland pro Jahr an Treibhausgas-Emissio-
nen ausstößt.23 Doch auch auf den Erhalt der weltweiten Biodiversität und die Vertreibung 
von Ackerland von Kleinbäuer*innen (sog. „Landgrabbing“24) durch Landspekulation wird 
durch heimische Landwirtschaft und Agrarimporte beeinflusst.25

WIR FRAGEN SIE DAHER:

6. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl für eine 100 % transparente faire und 
ökologische Beschaffung der Thüringer Landesregierung bis 2024 einsetzen?Wenn 
ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

7. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass die ökologi-sche 
Landwirtschaft ausgebaut und sich die Landesregierung gegen Landgrabbing in 
Thüringen und im globalen Süden engagiert? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum 
nicht?
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Mit dem SDG 1626 wurde Frieden, gesellschaftliche Entwicklung und gute Regierungsführung 
als ein Bestandteil global nachhaltiger Entwicklung von der internationalen Staatengemein-
schaft gewürdigt und anerkannt, dass echte nachhaltige Entwicklung „ohne Fortschritte in 
den Bereichen guter Regierungsführung und Frieden nicht möglich ist.“27 Das „SDG 16 ist 
für die globale‚ 2030 Agenda für nachhaltige Entwicklung‘ von herausgehobener Bedeu-
tung. Viele Länder haben lange gezögert einzugestehen, dass schlechte Regierungsführung 
Konflikte anheizt und Entwicklung behindert.“28 Darüber hinaus sind auch in Deutschland 
bürgerschaftliches Engagement und Mitwirkung für Akzeptanz und das Gelingen von Ent-
wicklungspolitik und Nachhaltigkeit wichtig, da „der Schlüssel zur Ausweitung des Engage-
ments [für die Agenda 2030, EWNT] folglich in einer Erhöhung der Selbstwirksamkeit liegen 
[könnte], indem der Bevölkerung konkrete Einflussmöglichkeiten auf eine nachhaltige Ent-
wicklung aufgezeigt werden.“29 Wenn gesellschaftliche Ordnung sich in einem „DIE da oben“ 
in Abgrenzung zu einem „WIR hier unten“ manifestiert und Mitbestimmung und Selbst-
wirksamkeitserfahrung nicht erlebt werden, ist eine Reflektion eigener Verantwortung und 
Übernahme von Verantwortung für eine gesellschaftliche Transformation im Sinne nach-
haltiger Entwicklung kaum möglich. Doch Mitbestimmung und Teilhabe sind keine Einbahn-
straßen und müssen ermöglicht, gewollt und erlernt werden. Dies ist ganz im Sinne des 
SDG 16.7, das fordert, dass die Entscheidungsfindung auf allen Ebenen bedarfsorientiert, 
inklusiv, partizipatorisch und repräsentativ ist.

Thüringen hat sich in seiner Verfassung im Artikel 1 zur Unantastbarkeit der Würde des 
Menschen und klar gegen Diskriminierung bekannt. Im Thüringer Landesprogramm für 
Demokratie, Toleranz und Weltoffenheit heißt es zudem: „Zu den zentralen Werten einer 
demokratischen Gesellschaft gehören die Gleichwertigkeit aller Menschen und ihr Recht auf 
Unversehrtheit. Diskriminierende Einstellungen und Verhaltensweisen zu Menschengrup-
pen mit unterschiedlicher sozialer, kultureller, religiöser, ethnischer und geschlechtlicher 
Orientierung stellen als Ungleichwertigkeitsvorstellungen die demokratische Gesellschaft 
in ihren Grundfesten in Frage.“ 30 Dennoch wird Diversität, also ethnische, kulturelle und 
soziale Vielfalt in Thüringen als „konfliktreich und problembehaftet wahrgenommen.31 Vor-
urteile und abwertende Aussagen über Menschen, die als „Anders“ erlebt werden, finden 
sich in weiten Teilen der Bevölkerung, ohne dass sich dabei ist ein Zusammenhang zwischen 
dieser Ablehnung bzw. einem Ethnozentrismus und dem sozioökonomischen Status finden 
ließe. Vielmehr vermuten die Autor*innen des Thüringenmonitors eine „starke kulturelle 
Verankerung von Ideologien der Ungleichwertigkeit“.32 Es bedarf daher einer Prävention 
gegen Rassismus, gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und Neo-Nationalsozialismus 
durch gezielte Aufklärung und Bildung. 

4 MENSCHENRECHTE, 
DEMOKRATIE  
UND TEILHABE

WIR FRAGEN SIE DAHER:

8. Wird sich die DIE LINKE nach der Landtagswahl für den Ausbau partizipativer Pro-
zesse auf Landes- und kommunaler Ebene einsetzen?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

9. Wird sich die DIE LINKE nach der Landtagswahl für Weltoffenheit, Dialogfähigkeit
und Toleranz in Thüringen einsetzen und Menschenrechts-, Demokratie- und trans
kulturelle Bildung in allen staatlichen Bereichen etablieren?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?



ENTWICKLUNGSPOLITISCHE WAHLPRÜFSTEINE zur Thüringer Landtagswahl 2019 

Eine Welt Netzwerk Thüringen e.V.

Mit der Basler Konvention33 wurde bereits 1992 ein internationales Umweltabkommen für 
ein umweltgerechtes Abfallmanagement und die Kontrolle des Export gefährlicher Abfälle 
eingeführt. Auch Deutschland gehört seit 1995 zu den Unterzeichnerstaaten und das Basler 
Abkommen wurde in EU und nationale Gesetzgebung integriert. Dennoch werden auch 
aus Deutschland Plastikmüll und Elektroschrott in Länder des globalen Südens illegal 
exportiert und in Deutschland als recycelt deklariert, obwohl Müll aus Deutschland laut  
Gesetz nur ins Ausland gelangen darf, wenn er dort verwertet wird. Doch wird die Verwer-
tung in den Importländern nicht immer gewährleistet: Die eingeführten Abfälle werden 
häufig nicht ordnungsgemäß verarbeitet, sondern meist unreguliert abgelagert oder ver-
brannt.34 Dies hat nicht nur Folgen für die Umwelt, sondern auch drastische Auswirkun-
gen auf die Gesundheit der Menschen, die auf den Deponien arbeiten. Dazu gehören bei-
spielsweise Geburtenkomplikationen oder Wachstumsstörungen.35 Die Exportregelungen 
des Basler Abkommens wurden 2019 durch verpflichtende Angabe von Inhaltsstoffen und 
Vorsortierung des Mülls sowie die Unterstützung der Importstaaten beim Recycling durch 
die Erzeugerländer verschärft. Das Ziel sollte es dennoch sein, Müllexporte aus der EU 
zu verbieten und nach der Formel reduse – reuse – recycle (Reduzieren, Wiederverwenden, 
Recyceln) Müll nicht mehr entstehen zu lassen. 

Europa hat eine wichtige Rolle für den globalen Klimaschutz sowie zur Anpassung an die 
globalen Folgen der Erderwärmung, da die EU auf Rang drei (nach China und den USA) 
der Verursacher für den jährlichen CO2-Ausstoß steht.36 Um die weltweiten Folgen des Kli-
mawandels abzumildern, einigte sich die Weltgemeinschaft auf der UN-Klimakonferenz in 
Paris 2015 darauf, die Erderwärmung auf deutlich unter 2° Celsius – möglichst 1,5° Celsius 
– zu begrenzen. Laut des IPCC Sonderberichts vom Oktober 2018 „können noch knapp 420
Gigatonnen (Gt) CO2 in die Atmosphäre abgegeben werden, um das 1,5-Grad-Ziel nicht zu 
verfehlen. Da die Welt jedoch jedes Jahr circa 42 Gt an CO2 ausstößt – rechnerisch entspricht 
dies 1332 Tonnen pro Sekunde – dürfte dieses Budget in gut neun Jahren aufgebraucht 
sein. Das Budget von circa 1170 Gt für das Zwei-Grad-Ziel wird in etwa 26 Jahren erschöpft 
sein.“ 37 Thüringen hat sich mit seiner integrierten Thüringer Energie- und Klimaschutzstra-
tegie dazu bekannt, „dass Thüringen seinen Beitrag zur Erreichung des international an-
erkannten Zwei-Grad-Ziels leisten muss. […] Zu diesem Zweck zielt die Landesregierung 
darauf, die Treibhausgasemissionen in Thüringen zu verringern und eine erfolgreiche Ener-
giewende zu gestalten, die dezentral, regional und regenerativ ist.“38 Die zusätzliche Inves-

5 KLIMA 
UND 
UMWELT

titionen in den Klimaschutz sollen sich vor allem auf Energieeffizienzmaßnahmen, und den 
Ausbau erneuerbarer Energien konzentrieren. Doch Energieeffizienz allein wird nicht aus-
reichen, um die Erderwärmung aufzuhalten39, sondern es braucht konkrete Maßnahmen 
zu ambitionierter Emissionsreduktion in allen Bereichen. Dazu gehört die Transformation 
der Infrastruktur von Stromnetzen und Verkehr aber auch eine alternative echt CO2-neut-
rale Wirtschafts- und Produktionsweise.  

WIR FRAGEN SIE DAHER:

10. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass in Thüringen, 
Deutschland und der EU Maßnahmen zum Exportstopp und zur Reduzierung von 
Plastikmüll und Elektroschrott eingeführt werden?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

11. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl für die konsequente Umsetzung der 
Pariser Klimaziele auf Landesebene und Einhaltung des Thüringer Klimagesetzes 
einsetzen? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?
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Die gesellschaftliche Auseinandersetzung mit Migration und Flucht wird – nicht nur in Thürin-
gen – meist mit dem Schwerpunkt auf Probleme, Herausforderungen oder dem gesellschaft-
lichen Nutzen bzw. Potentialen geführt. Doch Migration ist zuerst einmal nichts anderes, 
als dass „eine Person ihren Lebensmittelpunkt räumlich verlegt“40 und daher menschliche 
Normalität. Auch internationale Migration41 ist keine Erscheinung der Gegenwart, auch wenn 
noch nie „weltweit so viele Menschen bereit, aufgrund von Kriegen, ökologischen Verände-
rungen, Bürgerkriegen und anderen Bedrohungen gezwungen und aufgrund der technolo-
gisch bedingten Veränderungen von Raum und Zeit in der Lage [waren], ihren Arbeits- oder 
Lebensmittelpunkt […] zu verändern“42. Während für viele Menschen im globalen Norden 
Urlaub, Studium, Arbeit oder Ruhestand im Ausland nichts Ungewöhnliches sind und je nach 
Lebenssituation als Notwendigkeit oder als Beitrag zur Selbstverwirklichung betrachtet wer-
den, werden diese Privilegien vielen Menschen im globalen Süden nicht eingeräumt. Und 
so werden, „während innerhalb Europas die Grenzen mehr und mehr durchlässig werden 
[…], die Außengrenzen schärfer gezogen.“43 Die Einsicht, dass Deutschland eine Migrations-
gesellschaft ist, steht somit – trotz einer lang in die deutsche Geschichte zurückreichenden 
Aus- und Einwanderungstradition – noch aus. Doch nur so lässt sich eine selbstbewusste 
gesellschaftspolitische Diskussion um Zuwanderung, Integration und Teilhabe jenseits von 
Polemik und dem Bedienen von rassistischen Ressentiments führen. „Dazu zählt ebenso die 
Einsicht, dass heute vorherrschende globale Ungleichheiten und die globalen Ursachen für 
Migration und Flucht ebenso Folgen und historisches Erbe (neo-)kolonialer Konstellationen 
zwischen Globalem Norden und Globalem Süden sind.“44 

Diese globalen Ursachen heißen Armut, Hunger, sexuelle Ausbeutung, moderne Sklave-
rei, Umweltzerstörung oder auch Krieg, Folter und Vertreibung, weshalb täglich mehr als 
37.000 Menschen ihre Heimat verlassen und sich Ende 2018 weltweit über 70,8 Millionen 
Menschen auf der Flucht befanden.45 Obwohl Deutschland mit 1,1 Millionen aufgenom-
menen geflüchteten und asylsuchenden Menschen zu den fünf Hauptaufnahmeländern 
gehört, leben die meisten geflüchteten Menschen in den Nachbarländern ihrer Heimat-
staaten – auf Grund der geografischen Nähe, aber insbesondere der Tatsache, dass Europa 
und die USA ihre Grenzen aufrüsten und sich abschotten. Meist sind dies Länder, die selbst 
unter politischer und gesellschaftlicher Instabilität leiden, die eine geringe Wirtschaftsleis-
tung haben und/oder in denen Migrant*innen diskriminiert, gefoltert oder ausgebeutet 
werden.46 Eine Verbesserung dieser Situation, oder „eine Verbesserung der Situation für 
die betroffenen Menschen in ihren Herkunftsländern ist derzeit nicht abzusehen“.47 Des-
halb dürfen Migration und Flucht in die EU sowie nach Deutschland nicht kriminalisiert 
werden und das Menschenrecht auf Asyl muss geachtet werden. 

6 MIGRATION  
UND  
ENTWICKLUNG

WIR FRAGEN SIE DAHER:

12. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass die Grund-
prinzipien des globalen Migrationspakts48 in Deutschland und Thüringen umgesetzt 
werden? Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?

13. Wird sich DIE LINKE nach der Landtagswahl dafür einsetzen, dass sichere und 
legale Fluchtrouten für Migrant*innen und Geflüchtete etabliert werden? Werden 
Sie sich darüber hinaus dafür einsetzen, dass Unterkünfte, Sicherheit, Wasser-
und Nahrungsmittelversorgung in Ländern des globalen Südens verbessert wer-
den und das eine Abschiebung von Geflüchteten in diese Länder verhindert wird?
Wenn ja, wie? Wenn nein, warum nicht?
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…unserer konzeptionellen Grundlage
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	Frage 1: DIE LINKE Thüringen hat zusammen mit den anderen Regierungsfraktionen den Beschluss zur Stärkung einer global nachhaltigen Entwicklung gefasst. Wir DIE LINKE Thüringen bekennen uns zu einer sozial-ökologischen Transformation und sind bereits entschlossen einige Themen des Beschlusses angegangen, wie gezielte Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit zur Sensibilisierung der Verbraucherinnen und Verbraucher für einen nachhaltigeren und sozial gerechteren Konsum;
die Berücksichtigung sozialer und ökologischer Kriterien bei allen öffentlichen Auftragsvergaben durch die Landesregierung und die nachgeordneten Landesbehörden, um als Vorbild im Bereich der öffentlichen Beschaffung zu wirken. Auch die Förderung zivilgesellschaftlicher Strukturen in dem Bereich Globales Lernen und Bildung für Nachhaltige Entwicklung sowie die weitere Unterstützung des kommunalen entwicklungspolitischen Engagements sind wir angegangen und werden dies weiterführen
	Frage 2: DIE LINKE Thüringen wird sich für eine Fortführung und Stärkung der genannten Partnerschaften und Initiativen einsetzen, um im Sinne der Völkerverständigung zu wirken und friedenssichernde Politik nachhaltig und auf Augenhöhe zu gestalten. 
	Frage 3: Im Laufe der Legislatur hat sich DIE LINKE Thüringen erfolgreich dafür eingesetzt, die Mittel für entwicklungspolitische Projekte zur Stärkung von Partnerschaften und Kooperationen auszuweiten. Die Forderung von 0,7% des Bruttonationaleinkommens für die Entwicklungshilfe, die von den Vereinten Nationen 1972 beschlossen wurden, bezieht sich auf die Bundesebene. DIE LINKE Thüringen hat durch ihren Einsatz in der Landesregierung die Themen der Entwicklungspolitik und der internationalen Zusammenarbeit mit über einer halben Mio. € gefördert. Nach dem Landtagsbeschluss zur global nachhaltigen Entwicklung in 2018 ist noch einmal eine deutliche Stärkung der Mittel erfolgt. Diesen Weg wollen wir auch in der kommenden Legislatur beschreiten.
	Frage 4: DIE LINKE Thüringen folgt dem kritischen entwicklungspolitischen Leitspruch "Global denken, lokal handeln!" Uns ist bewusst, dass eine starke LINKE im Thüringer Landtag und eine linksgeführte Landesregierung die bundes-, europa- und weltpolitischen Rahmenbedingungen allein nicht grundlegend verändern können. Wir können jedoch durch unser politisches Handeln Einfluss auf die Entwicklung nehmen und Alternativen in Richtung einer sozialen, demokratischen und friedenssichernden Politik aufzeigen. In der kommenden Legislatur werden wir uns für die Fortführung und den Ausbau des Eine-Welt-Promotor*innen-Programms einsetzen und dabei die 2018 erfolgte Evaluation hinsichtlich der Stärken, Schwächen, Chancen und Herausforderungen des Programms berücksichtigen. Außerdem wollen wir in der Bundes- Landes- und Europapolitik für ein Ende der Militärlogik eintreten und fordern eine Außenpolitik, die auf zivile Konfliktlösung, diplomatische Verhandlungen und humanitäre Hilfe setzt. Wir verlangen, dass Deutschland dem Vertrag zum Verbot von Atomwaffen unverzüglich beitritt. Wir werden auch zukünftig regionale und lokale Partnerschaften nutzen, um im Sinne der Völkerverständigung zu wirken. Wir setzen uns gemeinsam mit dem „Netzwerk Rüstungskonversion Thüringen“ für Rüstungskonversion in Thüringer Betrieben und Unternehmen ein – das bedeutet eine konsequente Umstellung der Produktion von militärischen Gütern auf zivile Produkte. Wir fordern ein Landesprogramm, um ehemals militärisch genutzte Flächen und Gebäude für friedliche Zwecke nutzbar zu machen, und um Unternehmen Anreize zum Verzicht auf Rüstungsproduktion zu geben. Wir wollen ein vollständiges Verbot für Besuche von Jugendoffizierinnen und -offizieren an Thüringer Bildungseinrichtungen. Bildung und Erziehung sollen dem Frieden dienen. Wir stellen uns gegen Werbeveranstaltungen der Bundeswehr auf öffentlichen Plätzen und wenden uns gegen jede Form der Förderung durch die öffentliche Hand. Wir werden weiterhin ohne Einschränkung an der Seite der Friedensbewegung stehen.

	Frage 5: DIE LINKE Thüringen wird sich in der kommenden Legislatur für einen weiteren Thüringer Aktionsplan Bildung für nachhaltige Entwicklung einsetzen, selbstverständlich unter breiter Partizipation durch die Zivilgesellschaft. Wir begrüßen das Impulspapier, dass vom Umweltministerium im vergangenen Jahr dazu erarbeitet wurde mit den 7 Maßnahmen Jugendprojektfonds, Thüringer Qualitätssiegel, Kommunen als Lernorte für BNE, Nachhaltigkeitsschulen, Stärkung FÖJ, nationale Naturlandschaften als außerschulische Lernorte sowie BNE Angebote der Stiftung Naturschutz Thüringen am Grünen Band. Wir plädieren dafür, die Erfahrungen aus der vergangenen BNE-Periode einzubeziehen und die Erkenntnisse aus der Modellphase 2018 zu beachten. Wichtig ist auch die Klarstellung des qualitativen Beitrages zur Vermittlung und Transfer des BNE Wissens in die Praxen der zu "Bildenden" und den qualitativen Unterschied zur klassischen Umweltbildung herauszustellen. Darüber hinaus hält DIE LINKE Thüringen es für zeitgemäß den Jugendprojektfonds auch für Gruppierungen bzw. sozialen Bewegungen wie z.B. Extinction Rebellion oder Fridays for Future zugänglich zu machen und nicht nur etablierten Organisationen.
	Frage 6: Das Vergabegesetz haben wir in dieser Legislatur novelliert, einen vergabespezifischen Mindestlohn von 11,42 € eingeführt, sowie die sozialen Kriterien bei der Auftragsvergabe gestärkt und verpflichtende ökologische Kriterien bei der Beschaffung z.B. die Einbeziehung des Lebenszyklusprinzips. Darüber hinaus haben wir mit der Novelle Bürokratie abgebaut durch die Einführung des Bestbieterprinzips. Auch Kommunen können diese fakultativen Regelungen nun anwenden. Wir werden uns auch weiterhin für eine transparente und faire Beschaffung in Richtung einer verstärkten Kontrolle von Arbeits- und Produktionsbedingungen entlang der Lieferkette einsetzen. Auch die öffentliche Beschaffung von Produkten nach Fairtrade oder GEPA-Standards halten wir für erstrebenswert. Darüber hinaus planen wir die Wirtschaftsförderung in der kommenden Legislatur entlang Kriterien von Guter Arbeit und ökologischer Nachhaltigkeit neu auszurichten.
	Frage 7: DIE LINKE engagiert sich bereits gegen Landgrabbing in Thüringen und wird dies auch weiter verfolgen. Auf globaler Ebene wollen wir ebenfalls mit den uns verfügbaren Mitteln gegen Landgrabbing als soziales und ökologisches Problem eintreten. 
Die Maßnahmen, um Share Deals einzudämmen sehen wir zum Teil im Bund und möchten dort Änderungen beispielsweise zur Anzeigepflicht von Anteilsverkäufen und für mehr Transparenz, also eine Anzeigepflicht, anstoßen. In Thüringen hingegen haben wir in der laufenden Legislatur ein Vorkaufsrecht bei forstwirtschaftlichen Verkäufen eingerichtet. Dadurch fallen Mischverkäufe von Wald und Acker unter das Vorkaufsrecht und gibt ansässigen Landwirt*innen bessere Möglichkeiten Land zu pachten oder zu kaufen. In diesem Zusammenhang möchten wir auch eine Vorhaltemöglichkeit für BVVG ermöglichen, welche die Suche nach Vorkaufsberechtigten verlängert. Was das Problem Landgrabbing im globalen Süden betrifft, ist ein Bundesland nur begrenzt handlungsfähig. Gerne beteiligen wir uns hier in Initiativen und Kampagnen, beispielsweise im Bundesrat. Hier haben wir es mit einem Baustein der Daseinsvorsorge zu tun, da es ein ernstzunehmendes Problem, analog der Privatisierung von Wasser, ist.
Was ökologischen Landbau betrifft:  Wir möchten mehr dafür tun, dass regional, ökologisch und sozial sinnvoll produziert wird. Deshalb setzen wir uns für eine langfristige Abnahme von Produkten in Landeseinrichtungen sowie kommunalen Einrichtungen in Thüringen ein. Es ist zudem wichtig, dass die Lenkung der EU-Förderung (GAP nach 2020) sinnvoll erfolgt. Hier wollen wir positiv auf den Prozess einwirken und ökologische Themen in den Vordergrund bringen. Dennoch soll weder die Größe des Betriebs noch eine rein ökologische Richtung ausschlaggebend sein.
DIE LINKE möchte eine vielfältige und umweltschonende Landwirtschaft. Das muss auch im großen Stil in der konventionellen Landwirtschaft einen Platz finden. Planungen, wie die flächengebundene Tierhaltung und die Reduzierung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, Blühstreifen und die Bewirtschaftung von Grünland und viele weitere, sind wichtige Maßnahmen für Umwelt- und Naturschutz. 

	Frage 8: Dieses Themen- und Aktionsfeld  ist ein inhaltliches Kernthema der LINKEN seit Jahrzehnten., die sich engagiert  für die umfassende Demokratisierung aller Lebensbereiche. Die LINKE war  als eine der tragenden Akteur*innen bei praktisch allen Volksbegehren im Land dabei (mit Ausnahme des Volksbegehrens gegen die Gebietsreform) und ist auch Gründungsmitglied des Bündnisses „Mehr Demokratie in Thüringen“. Entsprechendes gilt auch für das Agieren der LINKEN auf kommunaler Ebene bei Bürgerbegehren vor Ort. Die LINKE war / ist damit außerparlamentarisch wie auch als Fraktion im Landtag an allen bisherigen Verbesserungen der Regelungen  zur direkten Demokratie auf Landes- und kommunaler Ebene intensiv beteiligt. Obwohl wir schon viel erreicht haben, ist die direkte Demokratie auf Landesebene noch weiter zu entwickeln. Wir kämpfen dafür, dass der so genannte Finanz- und Abgabenvorbehalt aus der Thüringer Verfassung gestrichen wird, damit (leichter) auch über Themen mit finanziellen Auswirkungen und über Steuern und Beiträge abgestimmt werden kann. Dazu ist allerdings eine Zwei-Drittel-Mehrheit im Landtag notwendig. Auch neue Instrumente wie das sog. „fakultative“ Referendum sollen ins Auge gefasst werden. Das Wahlalter für Landtagswahlen und damit auch das Abstimmungsalter für Volksentscheide soll auf 16 Jahre gesenkt werden. Auch Menschen aus nicht EU-Staaten sollen ein kommunales Wahl- und Abstimmungsrecht bekommen. Auch dazu muss die Verfassung geändert werden Die Thüringer Kommunen sollen zu „Beteiligungskommunen“ ausgestaltet werden (Stichworte: Bürgerhaushalte, Beteiligungsplattformen, sehr frühzeitige und kontinuierliche Einbeziehung der Einwohner*innen in kommunale Projekte (z.B. Bauvorhaben) . Auch andere Gesellschaftsbereiche sollen im Sinne möglichst starker Partizipation  gestaltet werden, z.B. Ausbau von Mitbestimmungsrechten von Beschäftigten, Medien („Bürger*innen-bzw. Einwohner*innen-Medien“), Verbraucher*innenbeiräte, Mieter*innen-Beiräte, Förderung  und  Ausbau „partizipativer“ Eigentums- und Wirtschaftsformen, z.B. (gemeinnützige) Genossenschaften, kommunales Eigentum, samt Rekommunalisierung.
	Frage 9: Die LINKE wird sich nicht erst nach der Wahl für den Ausbau partizipativer Prozesse einsetzen, sondern sie hat dies bereits getan. So in der gerade verabschiedeten Schulgesetz-Novelle (September 2019), wo nicht zuletzt auf Drängen unserer Fraktion folgende Verbesserungen erfolgten:
- Einführung eines aufschiebenden Gruppen-Vetorechts bei Beschlüssen der Schulkonferenz 
- Verdopplung der Zahl der Vertrauenslehrer auf mindestens zwei pro Schule
- Einführung von Klassenräten auf Wunsch und Antrag der Schüler
- Einführung einer landesweiten Ombuds-Stelle für Beschwerden und Hinweise aller an Schule tätigen Gruppen mit Vermittlungs- und Konflikt-Lösungs-Auftrag
- Stärkung der Informations- und Beteiligungsrechte der Schülervertretungen an den Schulen
Auch im Bereich der Jugendarbeit/Jugendpolitik wurden Maßnahmen ergriffen, um die Partizipation zu stärken:
- Einführung des Wahlrechtes mit 16 bei Kommunalwahlen sowie des Rechts zur Teilnahme und Initiierung bei Einwohneranträgen auf kommunaler Ebene für junge Menschen ab 14 Jahren
- Einführung eines Berichtes zur Lebenslage junger Menschen alle 5 Jahre
- Annahme eines Landtags-Beschlusses für eine eigenständige Jugendpolitik, in dem eine Reihe weiterer Maßnahmen zur Verbesserung der Partizipation junger Menschen niedergelegt sind.
Die LINKE wird sich nach der Wahl dafür einsetzen, diese Ansätze weiterzuführen und zu vertiefen. So gilt es, im Bereich der Jugendpolitik, die Kreis- und Stadtjugendringe weiter zu stärken.

	Frage 10: Leider exportiert Thüringen noch einen Teil seiner Ressourcen in mehrere Länder. Hierzu gehören z.B. Abfälle aus Eisen und Stahl. Andererseits gibt es eine hochentwickelte Recyclingbranche, z.B. für Kunststoffe, die wieder in den Produktionszyklus zurückgeführt werden. Weitere Unternehmen sind im Bereich des Elektroschrottrecyclings tätig. Insgesamt überwiegen in Thüringen stoffliche Verwertungsverfahren gegenüber thermischen. Angestrebt werden zunehmend geschlossene Stoffkreisläufe, wozu beispielsweise das Batterierecycling oder die Rückgewinnung seltener Erden aus Elektrogeräten gehören. Angesichts der allgemeinen Knappheit von Ressourcen, aber auch deren Einsparung ist auch die kosteneffiziente Rückgewinnung von Phosphor aus Klärschlämmen ein Forschungsthema. Innovationen entstehen auch im Bauschutt- oder Gipsrecycling sowie bei der Wiederverwendung von Kunststoffen. Insofern hat Thüringen bereits eine gute Basis für die Reduzierung von Abfällen. Diese reicht aber bei Weitem noch nicht aus, so dass sich DIE LINKE selbstverständlich dafür einsetzt, dass kein Export dieser Stoffe mehr stattfindet und eine spürbare Reduzierung der Abfälle erfolgen muss.  
	Frage 11: Thüringen hat mit seinem Klimagesetz vom 18. Dezember 2018 eine gute Grundlage für die  aktuelle und künftige Klimapolitik gelegt. Auch auf Bundesebene wäre ein Klimagesetz notwendig, weil nur ein gesetzlicher Rahmen Leitplanken und klare Zielvorgaben zur CO2-Minderung in allen emittierenden Sektoren vorgibt – z. B. im Energie- und Gebäudebereich, in der Landwirtschaft oder im Verkehr, der bekanntlich der Bereich mit den intensivsten Emissionen ist. Es geht auch darum, Klimaschutz als Staatsziel in das Grundgesetz zu verankern, um künftige Entscheidungen daran messen zu können. Thüringen ergriff hierzu bereits im Bundesrat die Initiative, indem hierzu ein Antrag eingebracht wurde. Am 11. Oktober wird sich zeigen, ob die Mehrheit der Bundesländer dazu steht. Für Thüringen steht ein Fahrplan im Vordergrund,  sich spätestens 2040 vollständig aus erneuerbaren Energiequellen zu versorgen. Die regionale Entwicklung in vielen Lebensbereichen wird so gestärkt und das Klima geschont.Thüringen sieht sich damit den Zielen der Pariser Klimaschutzkonferenz 2015 verpflichtet. DIE LINKE möchte weiterhin ihren Beitrag dazu leisten. 
	Frage 12: DIE LINKE.Thüringen orientieren uns auch an den Grundprinzipien des globalen Migrationspaktes.
 
Wir schlagen mit der "KONZEPTION EINER LINKEN FLÜCHTLINGS- UND EINWANDERUNGSGESETZGEBUNG" ein eng mit dem europäischen und internationalen Menschenrechtsschutz verzahntes Einwanderungsgesetz vor. Es treibt den Lernprozess weiter und akzeptiert die Realitäten: Dort wo Menschen leben, arbeiten und ihre sozialen Bezüge aufbauen und zum gesellschaftlichen Leben beitragen, sollen sie auch die Möglichkeit haben, im vollen Sinne am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben und einen abgesicherten und dauerhaften Rechtsstatus als Einwanderer erhalten. Darüber hinaus muss die Chance auf eine vollumfängliche Staatsbürgerschaft all jenen offen stehen, die über einen längeren Zeitraum in der BRD leben oder hier geboren werden. Wir unterbreiten Vorschläge für ein linkes Einwanderungsgesetz, das für Rechtssicherheit sorgt und der Einwanderungsgesellschaft, in der wir sowieso schon leben, einen Rahmen gibt. Dabei konzentrieren wir uns auf drei Säulen: Die erste Säule ein Einwanderungsgesetz, das es ermöglicht, als Einwanderer regulär in der BRD zu leben. Die zweite Säule ist ist das Asylrecht, das Menschen in 
Not schützt. Die dritte Säule ist das Staatsangehörigkeitsrecht, das den Zugang zur deutschen Staatsbürgerschaft öffnet. Wie in unseren Ausführungen deutlich werden wird, ist die Migration eine Frage des Lebens in all seinen vielfältigen Bezügen. Sie reichen von der formal-rechtlichen Anerkennung über die soziale Inklusion bis zum Zugang zum Arbeitsmarkt. In jedem dieser Bereiche sind politische Maßnahmen erforderlich, finanzielle Investitionen genauso wie regulierende Eingriffe. Diese vierte Säule kann jedoch durch dieses Konzept lediglich als “Folgerecht” angerissen werden. Unser Vorschlag für ein linkes Einwanderungsgesetz beschränkt sich somit zunächst auf die drei genannten Säulen und stellt lediglich Verweise zur vierten Säule her.

Deshalb haben wir, DIE LINKE. Thüringen mit Bodo Ramelow als Ministerpräsident, gemeinsam mit unseren Koalitionspartnern:
1. eine Investitionskostenpauschale für die Unterbringung von geflüchteten Menschen in
Wohnungen eingeführt, die Sozialbetreuungspauschale nahezu verdoppelt und die
Mindeststandards für Unterkünfte erhöht – zur Verbesserung der Aufnahmebedingungen in
den Landkreisen und kreisfreien Städten
2. eine Ehrenamtskoordination beim Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz eingerichtet – zur Unterstützung und Vernetzung ehrenamtlicher
Strukturen und zur Selbstorganisationen von Migrantinnen und Migranten
3. das Thüringer „Integrationskonzept – für ein gutes Miteinander!“ mit zahlreichen
Integrationsangeboten entwickelt und umgesetzt – darunter Sprachkurse wie „Start
Deutsch“ für nicht schulpflichtige geflüchtete Menschen, die keinen Zugang zu
Integrationskursen haben, und „Start Bildung“ für junge geflüchtete Menschen.
- Wir wollen den Ansatz einer humanitären Flüchtlingspolitik fortsetzen und hierzu
Integrationsangebote von Anfang an und unabhängig des Aufenthaltsstatus unterbreiten.

Wir wollen alle Ermessensspielräume, die uns die repressiven Gesetze lassen, ausreizen und darüber hinaus für gemeinsame Bund-Länder-Programme werben sowie Bundesratsinitiativen starten.

Jährlich werden wir einen Thüringer Willkommens- und Integrationsgipfel ausrichten, der geflüchtete Menschen, öffentliche und gemeinnützige Organisationen und Initiativen einlädt, die Thüringer Flüchtlingsaufnahme-, Integrations- und Willkommenspolitik mitzugestalten. 
	Frage 13: Auf Bundesebene werden wir uns dafür einzusetzen, dass sich die Bundesregierung um eine gesamteuropäische Lösung u.a. zur Rettung in Seenot geratener Geflüchteter bemüht und sich für die Aufnahme u.a. aus Seenot geretteter Menschen einsetzt, selbst die Aufnahme Geretteter anbietet und von den europäischen Partnern und Partnerinnen verlangt, dass Schiffe mit geretteten Personen an Bord uneingeschränkt an europäischen Häfen anlanden dürfen und die Kriminalisierung der Seenotrettung beendet wird.
Zudem wollen wir dem Bund gegenüber die Bereitschaft für ein gemeinsames Aufnahmeprogramm von Bund und Ländern erklären, das aus Seenot geretteten Geflüchteten aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen eine Aufenthaltserlaubnis nach dem Aufenthaltsgesetz erteilt.
Bis zum Zustandekommen solcher Aufnahmeprogramme von Bund und Ländern wollen wir beispielsweise ein Landesaufnahmeprogramm für aus Seenot gerettete Menschen auflegen, Thüringer Kommunen, die der Initiative "Seebrücke - schafft sichere Häfen" beitreten, aktiv zu unterstützen und die freiwillige Aufnahme aus Seenot geretteter Menschen ermöglichen.

Wir setzen uns für die Verlängerung und Ausweitung bestehender Landesprogramme ein. Zuletzt konnten wir im Landtag die Beauftragung der Landesregierung zur Einrichtung eines Landesprogramms für aus Seenot gerettete Geflüchtete beschließen.
Familiennachzug zu Geflüchteten soll uneingeschränkt möglich sein. Wir werden uns auf Bundesebene für die Aufhebung des eingeschränkten Familiennachzuges und für den Elternnachzug zu mittlerweile volljährig gewordenen Kindern einsetzen. Zur Übernahme der finanziellen Belastung bei Verpflichtungserklärungen wollen wir einen Landesfonds einrichten.

Eine Abschiebung in unsichere Gebiete lehnen wir ab. Wir werden uns weiterhin der Einstufung sogenannter sicherer Herkunftsländer verweigern und uns für einen umfassenden Winterabschiebestopp in Länder einsetzen, in denen Betroffene nach einer Abschiebung aufgrund klimatischer Verhältnisse und unzureichender Aufnahmebedingungen existenziell bedroht sind.

BUNDESEBENE:
Jahrhundertelange koloniale Ausbeutung und die gegenwärtige post-koloniale Weltwirtschaftsordnung sind für die Entwicklungsunterschiede zwischen den Industriestaaten im Norden und den Ländern des Südens verantwortlich. Die Dominanz neoliberaler Politik in den letzten drei Jahrzehnten hat die soziale Ungleichheit weltweit noch verschärft. Während in den Ländern des Südens weiterhin Millionen Menschen hungern und in Armut leben, haben neoliberale Reformen in Deutschland und anderen Industrieländern den Reichtum weiter konzentriert und die beschleunigte Verarmung immer größerer Bevölkerungsgruppen verursacht.

Im Jahr 2000 hatte sich die internationale Staatengemeinschaft vorgenommen, die Zahl der Hungernden von damals 840 Millionen bis 2015 auf 420 Millionen zu halbieren. Im Jahr 2010 hungerten über eine Milliarde Menschen. Dies offenbart das Versagen der kapitalistischen Globalisierung. Der ehemalige UN-Sonderbotschafter für Nahrung, Jean Ziegler, spricht von der „Ermordung“ durch das kapitalistische System.

Die Politik des Freihandels und der Liberalisierung führt zu immer mehr Krisenanfälligkeit und noch mehr Abhängigkeit. Eine selbstbestimmte Entwicklung und die Ernährungssouveränität in den Ländern des Südens zu stärken, das sind hingegen vorrangige entwicklungspolitische Ziele für DIE LINKE.

DIE LINKE. Thüringen fordert eine grundlegende Neuorientierung unserer Beziehungen zu den Ländern des Südens. Entwicklungspolitik muss an den strukturellen Problemen ansetzen, die durch die kapitalistische Weltwirtschaftsordnung hervorgerufen werden.

Entwicklungspolitik muss die Süd-Süd-Beziehungen und regionale Märkte als Gegenpol zur globalen Handelspolitik stärken, die Verarbeitung von Rohstoffen in den Ländern des Südens fördern und für gerechte Preise sorgen. Kleinbäuerinnen und Kleinbauern, angepasste Technologien und eine gerechte Land- und Ressourcenverteilung müssen ins Zentrum der Förderung rücken, die lokalen Produzentinnen und Produzenten vor Preis-Dumping und Verdrängungswettbewerb geschützt werden.

DIE LINKE. Thüringen fordert die Regulierung der Finanzmärkte, die Einführung der Finanztransaktionssteuer und die Verwendung ihres Ertrags für die Armutsbekämpfung, das Verbot der Spekulation mit Nahrungsmitteln und ein Moratorium für den Import von Agrarrohstoffen zur Agrar-Sprit-Erzeugung aus den Ländern des Südens.

Entwicklungspolitik muss aktive Friedenspolitik sein: Wir fordern ein Ende der Vermischung von zivilem Engagement und militärischer Besatzung. Die Instrumente der zivilen Konfliktprävention und -bearbeitung müssen massiv ausgebaut werden.


